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 10. bekräftigt außerdem die Notwendigkeit, weiter nachdrücklich auf die Errichtung einer interna-
tionalen Wirtschaftsordnung hinzuwirken, die auf Gerechtigkeit, souveräner Gleichheit, Interdependenz, 
dem gemeinsamen Interesse und der Zusammenarbeit aller Staaten unabhängig von ihrem Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystem beruht, die Ungleichheiten behebt und bestehende Ungerechtigkeiten beseitigt, die die 
Aufhebung der sich vertiefenden Kluft zwischen den entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern 
ermöglicht und eine sich stetig beschleunigende wirtschaftliche und soziale Entwicklung und Frieden und 
Gerechtigkeit für die heutigen und die kommenden Generationen gewährleistet; 
 11. bekräftigt ferner, dass die internationale Gemeinschaft Mittel und Wege finden soll, um die 
derzeitigen Hindernisse zu beseitigen und den Herausforderungen zu begegnen, die sich der vollen Ver-
wirklichung aller Menschenrechte entgegenstellen, und um weitere Menschenrechtsverletzungen zu ver-
hindern, die sich daraus auf der ganzen Welt ergeben; 
 12. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sich auch weiterhin durch eine verstärkte internationale 
Zusammenarbeit um die Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung zu bemühen; 
 13. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Unabhängigen Experten für die Förderung einer demo-
kratischen und gerechten internationalen Ordnung502;  
 14. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte, auch künftig alle für die wirksame Erfüllung des Mandats des Unabhängigen Experten erforderli-
chen personellen und finanziellen Ressourcen bereitzustellen; 
 15. fordert alle Regierungen auf, mit dem Unabhängigen Experten zusammenzuarbeiten und ihn 
bei seiner Aufgabe zu unterstützen, alle von ihm angeforderten notwendigen Informationen zur Verfügung 
zu stellen und zu erwägen, den Anträgen des Unabhängigen Experten auf Besuch ihres Landes zu entspre-
chen, um ihm die wirksamere Erfüllung seines Mandats zu ermöglichen; 
 16. ersucht den Menschenrechtsrat, die Menschenrechtsvertragsorgane, das Amt des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, die vom Rat verlängerten Sondermechanismen und 
den Beratenden Ausschuss des Menschenrechtsrats, dieser Resolution im Rahmen ihres jeweiligen Mandats 
gebührende Aufmerksamkeit zu widmen und zu ihrer Durchführung beizutragen; 
 17. fordert das Amt des Hohen Kommissars auf, sich weiter mit der Frage der Förderung einer 
demokratischen und gerechten internationalen Ordnung zu befassen; 
 18. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den Mitgliedstaaten, den Organen, Organisatio-
nen und anderen Teilen der Vereinten Nationen, den zwischenstaatlichen Organisationen, insbesondere den 
Bretton-Woods-Institutionen, und den nichtstaatlichen Organisationen zur Kenntnis zu bringen und so weit 
wie möglich zu verbreiten; 
 19. ersucht den Unabhängigen Experten, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten 
Tagung einen Zwischenbericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen und seine Arbeit fort-
zusetzen; 
 20. beschließt, diese Frage auf ihrer neunundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und 
Schutz der Menschenrechte“ weiter zu behandeln. 

RESOLUTION 68/176 

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/456/Add.2, Ziff. 146)503. 

______________ 
502 A/68/284. 
503 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, 
Arabische Republik Syrien, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Benin, Bolivien (Plurinationaler Staat), Burkina Faso, China, 
Côte d’Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominikanische Republik, Ecuador, 
El Salvador, Eritrea, Gabun, Guinea, Haiti, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Kasachstan, Kolumbien, Komoren, 
Kuba, Lesotho, Liberia, Libyen, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Myanmar, Nicaragua, Nigeria, Pakistan, Russische 
Föderation, Simbabwe, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Swasiland, Turkmenistan, Uganda, 
Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik) und Vietnam.  
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68/176. Stärkung der Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte durch 
die Förderung der internationalen Zusammenarbeit und Wichtigkeit der Nichtselektivität, 
Unparteilichkeit und Objektivität 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk dessen, dass eines der Ziele der Vereinten Nationen darin besteht, freundschaftliche, auf 
der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Be-
ziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur Festigung des 
Weltfriedens zu ergreifen und eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Pro-
bleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Men-
schenrechten und Grundfreiheiten für alle, ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Reli-
gion, zu fördern und zu festigen, 

 in dem Wunsche, weitere Fortschritte bei der internationalen Zusammenarbeit zur Förderung und 
Festigung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten zu erzielen, 

 die Auffassung vertretend, dass sich diese internationale Zusammenarbeit auf die Grundsätze stützen 
soll, die im Völkerrecht, insbesondere in der Charta der Vereinten Nationen sowie in der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte504, den Internationalen Menschenrechtspakten505 und anderen einschlägigen 
Rechtsinstrumenten verankert sind, 

 zutiefst davon überzeugt, dass das Vorgehen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschen-
rechte nicht nur von einem eingehenden Verständnis der breiten Vielfalt der Probleme getragen sein soll, 
die in allen Gesellschaften bestehen, sondern auch von der uneingeschränkten Achtung der politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten in diesen Gesellschaften, in strikter Übereinstimmung mit den 
Zielen und Grundsätzen der Charta und mit dem grundlegenden Ziel der Förderung und Festigung der Ach-
tung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten durch internationale Zusammenarbeit, 
 unter Hinweis auf ihre früheren diesbezüglichen Resolutionen, 
 erneut erklärend, wie wichtig es ist, die Universalität, Objektivität und Nichtselektivität der Behand-
lung von Menschenrechtsfragen sicherzustellen, wie in der Erklärung und dem Aktionsprogramm von Wien 
bekundet, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet wurden506, und 
nicht mit zweierlei Maß zu messen, 
 sowie bekräftigend, wie wichtig es ist, dass die Sonderberichterstatter und Sonderbeauftragten für 
bestimmte Fragen und Länder sowie die Mitglieder der Arbeitsgruppen bei der Wahrnehmung ihres Man-
dats Objektivität, Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und Diskretion beweisen, 
 unterstreichend, dass die Regierungen verpflichtet sind, die Menschenrechte zu fördern und zu 
schützen und den Verantwortlichkeiten nachzukommen, die sie nach dem Völkerrecht, insbesondere der 
Charta, sowie mit verschiedenen internationalen Rechtsinstrumenten auf dem Gebiet der Menschenrechte 
eingegangen sind, 

 1. erklärt erneut, dass alle Völker aufgrund des in der Charta der Vereinten Nationen verankerten 
Grundsatzes der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker das Recht haben, ihren politischen 
Status frei und ohne Einmischung von außen zu bestimmen und frei ihrer wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Entwicklung nachzugehen, und dass jeder Staat die Pflicht hat, dieses Recht gemäß den Be-
stimmungen der Charta zu achten, was auch die Achtung der territorialen Unversehrtheit mit einschließt; 

 2. bekräftigt, dass es eines der Ziele der Vereinten Nationen und Aufgabe aller Mitgliedstaaten 
ist, in Zusammenarbeit mit der Organisation die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten zu 

______________ 
504 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf. 
505 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; 
öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 
725 (Sozialpakt). 
506 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 



V.  Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses 

784 

fördern und zu festigen und in Bezug auf Menschenrechtsverletzungen, wo immer diese vorkommen, 
wachsam zu bleiben; 

 3. fordert alle Mitgliedstaaten auf, ihre Tätigkeit zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte, insbesondere auch zum Ausbau der weiteren internationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet, 
auf die Charta der Vereinten Nationen, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte504, den Internationa-
len Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte505, den Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte505 und andere einschlägige internationale Rechtsinstrumente zu stützen und Hand-
lungen zu unterlassen, die mit diesem internationalen Instrumentarium unvereinbar sind; 

 4. vertritt die Auffassung, dass die internationale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet wirkungs-
voll und konkret zur dringend gebotenen Verhütung massenhafter und flagranter Verletzungen der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten für alle und zur Festigung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit beitragen soll; 

 5. erklärt erneut, dass die Förderung, der Schutz und die volle Verwirklichung aller Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für alle als legitime Anliegen der Weltgemeinschaft von den Grundsätzen der 
Nichtselektivität, der Unparteilichkeit und der Objektivität geleitet sein und nicht in den Dienst politischer 
Ziele gestellt werden sollen; 

 6. ersucht alle Menschenrechtsorgane des Systems der Vereinten Nationen sowie die Sonderbe-
richterstatter, Sonderbeauftragten, unabhängigen Experten und Arbeitsgruppen, bei der Wahrnehmung ihres 
Mandats den Inhalt dieser Resolution gebührend zu berücksichtigen; 

 7. gibt ihrer Überzeugung Ausdruck, dass eine unvoreingenommene und faire Auseinanderset-
zung mit Menschenrechtsfragen zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit sowie zur wirksamen 
Förderung, zum wirksamen Schutz und zur tatsächlichen Verwirklichung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten beiträgt; 

 8. betont, dass auch künftig unparteiische und objektive Informationen über die politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Gegebenheiten und Ereignisse in allen Ländern verfügbar sein müssen und hebt 
in diesem Zusammenhang die Rolle hervor, die die Medien bei der Sensibilisierung der Öffentlichkeit für 
Fragen von öffentlichem Interesse spielen;  

 9. bittet die Mitgliedstaaten, zu erwägen, nach Bedarf im Rahmen ihrer jeweiligen Rechtsord-
nung und entsprechend ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, insbesondere der Charta, sowie den 
internationalen Menschenrechtsinstrumenten diejenigen Maßnahmen zu ergreifen, die sie für angebracht 
halten, um weitere Fortschritte bei der internationalen Zusammenarbeit zur Förderung und Festigung der 
Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten zu erzielen; 

 10. ersucht den Menschenrechtsrat, diese Resolution weiter gebührend zu berücksichtigen und 
weitere Vorschläge zu prüfen, die darauf gerichtet sind, die Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Ge-
biet der Menschenrechte durch die Förderung der internationalen Zusammenarbeit und der Wichtigkeit der 
Grundsätze der Nichtselektivität, Unparteilichkeit und Objektivität zu stärken, namentlich im Rahmen der 
allgemeinen regelmäßigen Überprüfung; 

 11. ersucht den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten und die zwischenstaatlichen und nichtstaatli-
chen Organisationen um die Vorlage weiterer praktischer Vorschläge und Ideen zu bitten, die dazu beitra-
gen, die Tätigkeit der Vereinten Nationen im Menschenrechtsbereich durch die Förderung internationaler 
Zusammenarbeit auf der Grundlage der Grundsätze der Nichtselektivität, Unparteilichkeit und Objektivität 
zu stärken, und der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Tagung einen umfassenden Bericht über die-
se Frage vorzulegen; 

 12. beschließt, diese Frage auf ihrer siebzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und Schutz 
der Menschenrechte“ zu behandeln. 
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